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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Ohne grosse Diskussion gab der Nationalrat mit 152 zu 11 Stimmen einer
parlamentarischen Initiative der SVP-Fraktion Folge, die ein Veto des Parlaments gegen
Verordnungen des Bundesrates einführen will. Konkret sieht der Text der Initiative vor,
dass jeder Rat über ein Veto zu einer bundesrätlichen Verordnung abstimmt, wenn dies
von einem Drittel seiner Mitglieder verlangt wird. Die SPK des Nationalrats unterstützte
diesen Antrag, obwohl er von der Schwesterkommission des Ständerats aus Gründen
der Gewaltenteilung abgelehnt worden war. Die Mehrheit der SPK-NR begründete ihre
Unterstützung des SVP-Anliegens damit, dass in den letzten Jahren die Regierung oft
Verordnungen zur Umsetzung von Gesetzen erlassen habe, welche nicht in allen
Punkten den Intentionen des Gesetzgebers entsprochen hätten. Die Erfahrung im
Kanton Solothurn, wo diese Regelung seit mehr als zwanzig Jahren besteht, hätte
zudem die Praktikabilität dieses Instruments erwiesen. In der Frühjahrssession hatte
der Nationalrat eine parlamentarische Initiative Kunz (svp, LU) (06.471) für einen
Parlamentsentscheid über sämtliche Verordnungen als nicht praktikabel abgelehnt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2008
HANS HIRTER

Volksrechte

Mitte Mai 2018 nahm die SPK-SR mit 11 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung einen
Gesetzesentwurf an, der die Kündigung von Staatsverträgen regelt. Zwar seien wichtige
Verträge bis heute nie gekündigt worden, es gelte aber – insbesondere vor dem
Hintergrund von Volksinitiativen, die in jüngerer Vergangenheit in ihrer Umsetzung die
Kündigung völkerrechtlicher Verträge forderten – die Regeln «vor dem Spiel» und nicht
erst «während des Spiels» zu klären. Die Kommission stellte sich gegen die Haltung des
Bundesrates, dass dieser alleine zuständig sei für die Kündigung von internationalen
Abkommen. Vielmehr sei die Kündigung gleich zu regeln wie der Abschluss von
völkerrechtlichen Verträgen: Die Bundesversammlung sei es, die Abschlüsse für
wichtige, rechtsetzende Verträge genehmige, also müsse es auch das Parlament sein,
das solche Verträge auflösen könne. Mitberücksichtigt werden müsste dabei auch das
Referendumsrecht: Auch hier müsse das Prinzip des «actus contrarius», also ein
Parallelismus der Zuständigkeiten, angewendet werden. Kündigungen von wichtigen
Verträgen seien dem Referendum zu unterstellen.
Auf die Vernehmlassung des Gesetzesentwurfs gingen 36 Stellungnahmen ein. Zwei
Drittel (die 15 Kantone BE, SZ, NW, ZG, SO, BS, BL, SH, AR, AI, SG, GR, AG, TI, NE; die fünf
Parteien BDP, CVP, FDP, GLP, SP sowie der Städteverband, der Gewerbeverband, der
Centre Patronal und die Gesellschaft für Aussenpolitik) sahen nicht nur
Handlungsbedarf in der Frage zur Klärung der Zuständigkeit für die Kündigung
völkerrechtlicher Verträge, sondern beurteilten den Vorentwurf der SPK-SR auch
positiv. Die Kantone Thurgau und Glarus sowie die SVP sprachen sich gegen den
Vorschlag aus. Die restlichen Kantone (OW, ZH, LU, FR, VD, VS und GE) und Verbände
(Gemeindeverband, economiesuisse) nahmen entweder keine Stellung oder enthielten
sich, weil sie mitunter die Notwendigkeit einer Gesetzesänderung nicht sahen (z.B.
economiesuisse). Die Gegner der Vorlage befürchteten eine Verkomplizierung des
Verfahrens und eine Relativierung der Kompetenzen der Regierung. Die SVP lehnte die
Vorschläge ab, weil sie faktisch darauf hinausliefen, die direktdemokratische
Mitbestimmung einzuschränken; zwar nicht beim Abschluss aber bei Neuaushandlung
oder Kündigung von Staatsverträgen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.05.2018
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2008, S. 1923 f.; AB NR, 2008, S. 145 f.
2) BG Kündigung völkerrechtlicher Verträge - Entwurf vom 14.5.18; Bericht SPK-S vom 14.5.18; Bericht Vernehmlassung vom
14.5.18; Vernehmlassungantworten zu 16.456; TA, 7.2.18
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